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Artikel 1

Versicherte und nicht versicherte Sachen

1. Versicherte Sachen sind die in der Versicherungsurkunde be-
zeichneten stationären elektrotechnischen und elektronischen
Anlagen und Geräte (inkl. Zubehör, sofern dieses nachweislich
in der Versicherungssumme enthalten ist), die vom Versiche-
rungsnehmer betrieben werden und in seinem Eigentum stehen
oder ihm unter Eigentumsvorbehalt verkauft oder übergeben
wurden.

Mobile Anlagen und Geräte sind gesondert zu beantragen und
in der Versicherungsurkunde zu dokumentieren.

2. Nicht versichert sind

2.1 Hilfsstoffe und Verbrauchsmaterialien aller Art (wie zB.
Lichtquellen, Akkus und Batterien, Toner und Farbkartu-
schen);

2.2 Werkzeuge aller Art wie (z.B. Bohrer, Messer, Fräser,
Walzen, Sägeblätter, Schneidewerkzeuge, Siebe, Filter,
Stempel);

2.3 Verschleißteile aller Art (wie z.B. Bereifungen, Laufrollen,
Bürsten, Gurten, Ketten, Riemen, Schläuche, Seile, Bän-
der, Beläge, Folien, Formen, Ausmauerungen von Feuer-
räumen und Ofenfutter, Isolationen);

2.4 Betriebsmittel aller Art (wie z.B. Brennstoffe, Chemikalien,
Filtermassen, Katalysatoren, Kontaktmassen, Reinigungs-
mittel, Schmiermittel, Maschinenöl, Kühlmittel, Kältemittel);

2.5 Externe Datenträger aller Art (wie z.B. Speicherkarten
oder -sticks, BD's, HD-DVD's, DVD's, CD's, Bänder, Ton-
und Bildträger) - ausgenommen interne Datenträger, bei
denen eine betriebsbedingte Auswechslung durch den Be-
nutzer vom Hersteller nicht vorgesehen ist;

2.6 Daten und Software aller Art;

Artikel 2

Versicherte und nicht versicherte Gefahren und
Schäden

1. Der Versicherer bietet Versicherungsschutz gegen plötzlich und
unvorhergesehen eintretende Beschädigung oder Zerstörung
(Sachschaden) sowie Verlust durch Einbruchdiebstahl (inkl.
Vandalismus), Diebstahl oder Beraubung.

1.1 Als Sachschaden gilt eine nachteilige Veränderung der
Sachsubstanz.

1.2 Ein Einbruchdiebstahl (versucht oder vollbracht) liegt vor,
wenn ein Täter in die Versicherungsräumlichkeiten des in
der Versicherungsurkunde bezeichneten Versicherungsor-
tes

- durch Eindrücken oder Aufbrechen von Türen, Fenstern
oder anderen Gebäudeteilen einbricht.

- unter Überwindung erschwerender Hindernisse durch
Öffnungen, die nicht zum Eintritt bestimmt sind, ein-
steigt.

- einschleicht und aus den versperrten Versicherungs-
räumlichkeiten Sachen wegbringt.

- durch Öffnen von Schlössern mittels Werkzeugen oder
falscher Schlüssel eindringt. Falsche Schlüssel sind
Schlüssel, die widerrechtlich nachgemacht werden.

- mit richtigen Schlüsseln eindringt, die er durch Ein-
bruchdiebstahl in andere Räumlichkeiten als die Versi-
cherungsräumlichkeiten oder unter Anwendung oder An-
drohung tätlicher Gewalt gegen Personen (Schlüssel-
raub) an sich gebracht hat.

1.3 Einbruchdiebstahl (versucht oder vollbracht) in ein ver-
sperrtes Behältnis liegt vor, wenn der Täter gemäß
Punkt 1.2. einbricht und

- ein Behältnis aufbricht oder mittels Werkzeugen oder
falscher Schlüssel öffnet.

- ein Behältnis mit richtigen Schlüsseln öffnet, die er
durch Einbruchdiebstahl in andere Räumlichkeiten als
die Versicherungsräumlichkeiten oder durch Schlüssel-
raub an sich gebracht hat.

1.4 Diebstahl bzw. einfacher Diebstahl liegt vor, wenn ein
Täter versicherte Sachen rechtswidrig in Gewahrsam
bringt, ohne dass ein Einbruchdiebstahl gemäß den Punk-
ten 1.2. oder 1.3. vorliegt.

1.5 Beraubung liegt vor, wenn

- versicherte Sachen unter Anwendung oder Androhung
tätlicher Gewalt gegen den Versicherungsnehmer oder
andere Personen, die berechtigt in den Versicherungs-
räumlichkeiten anwesend sind, weggenommen werden
oder deren Herausgabe erzwungen wird.

- der Versicherungsnehmer oder andere Personen, die
berechtigt in den Versicherungsräumlichkeiten anwe-
send sind, infolge eines körperlichen Unfalles oder infol-
ge einer nicht verschuldeten sonstigen Ursache hand-
lungsunfähig werden und sodann die Wegnahme der
versicherten Sachen unter Ausnützung dieses Zustan-
des erfolgt.

- versicherte Sachen im Zusammenhang mit einem Tat-
bestand gemäß der beiden vorstehend erwähnten Ab-
sätze beschädigt oder zerstört werden.

1.6 Vandalismus liegt vor, wenn der Täter versicherte Sachen
vorsätzlich beschädigt oder zerstört, nachdem er durch
Einbruch gemäß Punkt 1.2. in die Versicherungsräumlich-
keiten eingedrungen ist.

2. Kein Versicherungsschutz besteht gegen

- Hochwasser:
Hochwasser ist das unvorhersehbare, unregelmäßige Anstei-
gen und Ausufern von oberirdischen, natürlichen und künstli-
chen, stehenden oder fließenden Gewässern, bei dem sich
der Wasserstand deutlich über dem normalen Pegelstand des
Gewässers befindet, und es dadurch zu einer Überflutung
des Grund und Bodens des Versicherungsortes kommt.

Darunter fällt auch der durch das Hochwasser entstehende
Kanalrückstau.

Weiters nicht versichert sind Schäden, die ausschließlich
durch das Ansteigen des Grundwasserspiegels verursacht
werden.

- Überschwemmung:
Überschwemmung ist eine Überflutung des Grund und Bo-
dens des Versicherungsortes durch Witterungsniederschläge
(Regen-, Schnee- oder Schmelzwasser), das nicht auf nor-
malem Weg abfließt und dadurch sonst nicht in Anspruch
genommenes Gelände überflutet.

Als Überschwemmung gilt nicht die Überflutung durch Hoch-
wasser gemäß vorstehender Definition.

Darunter fällt auch der durch die Überschwemmung entste-
hende Kanalrückstau.

Weiters nicht versichert sind Schäden, die ausschließlich
durch das Ansteigen des Grundwasserspiegels verursacht
werden.
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- Vermurung:
Als Vermurung gelten Erdmassen, die durch Wassereinwir-
kung (Witterungsniederschläge) in Bewegung geraten. Muren
enthalten Erdreich und Wasser etwa in gleichem Ausmaß.

- Lawine und Lawinenluftdruck:
Lawinen/Lawinenluftdruck ist die von Berghängen niederge-
hende Schnee- oder Eismasse und die dadurch entstehende
Druckwelle (Luftdruck).

- Erdbeben:
Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbo-
dens, die durch geophysikalische Vorgänge im Erdinnern
ausgelöst wird.

Erdbeben wird unterstellt, wenn die seismische Intensität am
Schadenort mindestens der Stufe 6 der Europäischen Makro-
seismischen Skala 1998 (EMS-98) basierend auf Mercalli-
Sieberg entspricht.
Dies ist in der Regel dann gegeben, wenn in der Umgebung
des Versicherungsortes an Gebäuden in einwandfreiem Zu-
stand Schäden durch Erdbeben entstanden sind.

3. Der Versicherungsschutz erstreckt sich, ohne Rücksicht auf die
Entstehungsursache, nicht auf Schäden oder Verluste, die ein-
getreten sind,

3.1 solange und soweit die Hersteller, Verkäufer, Vermieter,
Lieferanten, Reparatur- oder Wartungsfirmen (insbesonde-
re aus einem Wartungsvertrag) gesetzlich oder vertraglich
zu haften haben;

3.2 als eine nachweisbar unmittelbare Folge der dauernden
Einflüsse oder Einwirkungen chemischer, thermischer,
mechanischer, elektrischer oder elektromagnetischer Art
und daraus entstehende Korrosion, Oxydation und Abla-
gerungen aller Art;

3.3 durch dauernde Witterungseinflüsse;

3.4 durch Abnützungs- und Alterungserscheinungen, auch
vorzeitige;

3.5 durch Verkratzen, Verschrammen oder sonstige Verlet-
zungen von Oberflächen, die nur Schönheitsfehler darstel-
len (z.B. Lack-, Email- und Schrammschäden);

3.6 beim Transport sowie bei Versetzungen, Lagerungen,
Überholung oder Instandsetzung außerhalb des Versiche-
rungsortes;

3.7 durch Inbetriebnahme nach einem Schaden vor Beendi-
gung der endgültigen Wiederherstellung und Gewährlei-
stung eines ordnungsgemäßen Betriebes;

3.8 durch Fehler und Mängel, welche bei Abschluss der Ver-
sicherung vorhanden waren und dem Versicherungsneh-
mer bekannt waren oder bekannt sein mussten;

3.9 durch vorsätzliche oder grobfahrlässige Handlungen oder
Unterlassungen des Versicherungsnehmers;

3.10 an Sicherungselementen aller Art durch ihre bestim-
mungsgemäße Funktion;

3.11 durch Aufgabe der versicherten Sachen;

3.12 durch Eruption;

3.13 durch Streik oder Aussperrung;

3.14 durch die unmittelbare oder mittelbare Wirkung von

3.14.1 Kernenergie, radioaktiven Isotopen oder io-
nisierender Strahlung;

3.14.2 durch Kriegsereignisse jeder Art, mit oder
ohne Kriegserklärung, einschließlich aller
Gewalthandlungen von Staaten und aller
Gewalthandlungen politischer oder terroristi-
scher Organisationen, Bürgerkrieg, Revolu-
tion, Rebellion, Innere Unruhen, Aufruhr,
Aufstand, Verfügung von Hoher Hand sowie
allen mit den genannten Ereignissen ver-
bundenen militärischen und behördlichen
Maßnahmen;

Ist der Versicherungsnehmer Unternehmer im Sinne des
Konsumentenschutzgesetzes, so hat er nachzuweisen,
dass der Schaden mit den in den Punkten 3.14.1 bis
3.14.2 genannten Ereignissen oder deren Folgezuständen
weder unmittelbar noch mittelbar im Zusammenhang
steht.

Weiters erstreckt sich der Versicherungsschutz nicht auf:

3.15 Verluste, die bei einer Inventur oder Kontrolle festgestellt
werden;

3.16 Verluste, die durch Unterschlagung oder Veruntreuung
eintreten;

3.17 Vermögensschäden aller Art (auch Stillstandskosten und
Stehzeiten), Leistungsmängel, Wertminderung nach der
Wiederherstellung oder Reparatur;

Artikel 3

Haftung für Schäden in Zusammenhang mit Terro-
rakten (inklusive Kündigungsmöglichkeit dieses Ar-
tikels)

1. Ausschluss von Schäden durch Terrorakte

Es sind, ohne Rücksicht auf andere mitwirkende Ursachen oder
Ereignisse, die zur gleichen Zeit oder in einer vom Schaden
abweichenden Reihenfolge stattfinden, jegliche Art von Schä-
den, Verlusten, Kosten oder Aufwendungen ausgeschlossen -
sofern sie überhaupt Gegenstand des Versicherungsvertrages
sind - , die direkt oder indirekt verursacht werden von, sich
ergeben aus oder im Zusammenhang stehen mit jeglicher Art
von Terrorakten.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind auch jegliche
Art von Schäden, Verlusten, Kosten oder Aufwendungen, die
direkt oder indirekt verursacht werden von, sich ergeben aus
oder im Zusammenhang stehen mit Handlungen, die zur Ein-
dämmung, Vorbeugung oder Unterdrückung von Terrorakten
ergriffen werden oder sich in irgendeiner Weise darauf bezie-
hen.

Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder Perso-
nengruppen zur Erreichung politischer, ethnischer, religiöser,
ideologischer oder ähnlicher Ziele, die geeignet sind, Angst
oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen der Bevölke-
rung zu verbreiten und dadurch auf eine Regierung oder staatli-
che Einrichtung Einfluss zu nehmen.

Ist der Versicherungsnehmer Unternehmer im Sinne des Unter-
nehmensgesetzbuches, so hat er nachzuweisen, dass ein
Schaden weder unmittelbar noch mittelbar im Zusammenhang
mit einem Terrorakt steht.



Allianz Elementar Versicherungs-Aktiengesellschaft

FormNr: ABEG21 (04.21) Seite 4

Allianz Elementar Versicherungs-Aktiengesellschaft, Sitz: A-1130 Wien, Hietzinger Kai 101-105, Telefon 05 9009-0, Telefax 05 9009-70000, Internet: www.allianz.at
eingetragen im Firmenbuch des Handelsgerichts Wien unter FN 34004g, UID: ATU 1536 4406, Art 13 DSGVO: www.allianz.at/datenschutz

2. Einschluss von Schäden durch Terrorakte

Abweichend von Punkt 4.1 werden Schäden durch Terrorakte
nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen und aus-
schließlich im Rahmen der versicherten Gefahren, durch den
Auslöser Terrorismus, wieder eingeschlossen.

Das Risiko von Schäden durch Terrorakte wird vom Versicherer
in den Österreichischen Versicherungspool zur Deckung von
Terrorrisiken eingebracht, dessen Mitglieder ausschließlich ent-
sprechend ihrem Anteil haften.

Ausgeschlossene Schäden:

Im Rahmen dieser Besonderen Bedingung besteht, unabhängig
vom Gegenstand des Versicherungsvertrages, jedenfalls keine
Deckung für

- Betriebsunterbrechungsschäden jeglicher Art, die sich aus
dem Einschluss von Rückwirkungsschäden für Abnehmer-
und Zuliefererrisiken oder aus Zugangsbeschränkungen erge-
ben.

- Schäden, Verluste, Kosten oder Aufwendungen, die direkt
oder indirekt durch einen Ausfall von Versorgungsleistungen
(z.B. Strom, Gas, Wasser, Telekommunikation, etc.) verur-
sacht werden.

- Schäden, Verluste, Kosten oder Aufwendungen, die direkt
oder indirekt durch biologische oder chemische Kontamina-
tion verursacht werden. Unter Kontamination ist die Verseu-
chung, Vergiftung, Verhinderung und/oder Einschränkung der
Nutzung von Sachen auf Grund der Auswirkungen biologi-
scher und/oder chemischer Substanzen zu verstehen.

- Schäden im Rahmen einer Transport- oder Kunstgegenstän-
deversicherung.

Örtlicher Geltungsbereich:
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die in Österreich
gelegenen versicherten Risiken.

Entschädigungshöchstgrenze:
Schäden durch Terrorakte sind pro Kalenderjahr bis zur Höhe
der Gesamtversicherungssumme (Sach- und Betriebsunterbre-
chungsversicherung zusammen), ist diese jedoch höher als
EUR 5,000.000,00, dann nur bis zu diesem Betrag, versichert.

Diese Entschädigungshöchstgrenze unterliegt keiner Wertan-
passung. Sie stellt die maximale Entschädigung je Versiche-
rungsort und Versicherungsnehmer dar und zwar auch dann,
wenn mehrere Versicherungsverträge, die über den Österreichi-
schen Versicherungspool versichert sind, für das vom Schaden
betroffene Risiko bestehen.

Kürzung der Entschädigung:
Das Risiko von Schäden durch Terrorakte wird vom Versicherer
in den Österreichischen Versicherungspool zur Deckung von
Terrorrisiken eingebracht, der für versicherte Schäden durch
Terrorakte pro Schadenereignis und pro Kalenderjahr eine Ent-
schädigungsgrenze von EUR 200,000.000,00 zzgl. allfälliger
Staatshaftung vorsieht. Übersteigen die versicherten Schäden
durch Terrorakte bei den, in den Pool eingebrachten Risiken
pro Kalenderjahr insgesamt die im Pool vorgesehene Entschä-
digungsgrenze, so werden die auf die einzelnen Anspruchsbe-
rechtigten entfallenden Entschädigungen verhältnismäßig derart
gekürzt, dass sie zusammen die Entschädigungsgrenze des
Österreichischen Versicherungspools zur Deckung von Terrorri-
siken pro Kalenderjahr nicht übersteigen.

Fälligkeit der Entschädigung:
Die Entschädigung ist fällig, sobald feststeht, dass keine Kür-
zung erfolgt oder in welchem Ausmaß eine Kürzung erfolgen
muss.

Geltungsdauer und Kündigung dieses Artikels:
Dieser Artikel kann unabhängig von sonstigen Bestimmungen
des Vertrages für sich allein vom Versicherer unter Einhaltung
einer Kündigungsfrist von einem Monat gekündigt werden. Dar-
über hinaus endet die Geltungsdauer von diesem Punkt (Ein-
schluss von Schäden durch Terrorakte) jedenfalls dann, wenn
der Österreichische Versicherungspool zur Deckung von Terror-
risiken seine Tätigkeit einstellt. Die Einstellung der Tätigkeit
wird im Amtsblatt der Wiener Zeitung veröffentlicht.

3. Schlussbestimmung:

Diese Regelung lässt alle anderen Bestimmungen des Versi-
cherungsvertrages unberührt. Dies gilt insbesondere auch für
die Ausschlüsse.

Artikel 4

Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die
Prämie zu bezahlen und wann beginnt der Versi-
cherungsschutz?
Welche zusätzlichen Gebühren können für Mehr-
aufwendungen, die vom Versicherungsnehmer ver-
anlasst wurden, vom Versicherer verrechnet wer-
den?

1. Die erste oder die einmalige Prämie einschließlich Steuern ist
vom Versicherungsnehmer gegen Übermittlung der Versiche-
rungsurkunde sofort nach Abschluss des Versicherungsvertra-
ges (Zugang der Versicherungsurkunde oder einer gesonderten
Antragsannahmeerklärung) und Aufforderung zur Prämienzah-
lung zu zahlen.

Die Folgeprämien sind zu den jeweils vereinbarten Fälligkeits-
terminen zu zahlen.

2. Der Versicherungsschutz beginnt mit dem vereinbarten Versi-
cherungsbeginn, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass der
Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie ein-
schließlich Steuern rechtzeitig, das heißt innerhalb von 14 Ta-
gen, oder ohne schuldhaften Verzug zahlt.

3. Die Voraussetzungen und Begrenzungen für die Leistungsfrei-
heit bei Zahlungsverzug oder bei nur teilweiser Zahlung der
ersten oder einmaligen Prämie sind in den §§ 38 und 39a
VersVG geregelt.

Die nicht rechtzeitige Zahlung der ersten oder einmaligen Prä-
mie einschließlich Steuern berechtigt den Versicherer gemäß
den Voraussetzungen des § 38 VersVG zum Rücktritt vom
Vertrag.

Die Rechtsfolgen des Zahlungsverzugs mit Folgeprämien sind
in den §§ 39, 39a VersVG geregelt.

4. Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperi-
ode oder sonst vorzeitig aufgelöst, so gebührt dem Versicherer
die Prämie für die bis dahin verstrichene Vertragslaufzeit, so-
weit nicht Sonderbestimmungen anderes vorsehen (§ 40 Satz 1
VersVG).

Endet der Versicherungsvertrag vor Ablauf der Vertragszeit we-
gen Wegfalls des Interesses, gebührt dem Versicherer die Prä-
mie, die er hätte erheben können, wenn die Versicherung nur
bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, in welchem der
Versicherer von dem Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt
(§ 68 Abs. 2 VersVG).

5. Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag
nicht für kürzere Zeit abgeschlossen ist, der Zeitraum eines
Jahres, und zwar auch dann, wenn die Jahresprämie vertrags-
gemäß in Teilbeträgen zu entrichten ist.
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6. Gebühren: Bestimmte Leistungen sind von der Prämie nicht
umfasst. Für diese durch den Versicherungsnehmer veranlass-
ten Mehraufwendungen verrechnet der Versicherer angemesse-
ne Gebühren. Die betroffenen Leistungen und die Höhe der
Gebühren können beim Versicherer erfragt, der Homepage
www.allianz.at bzw. den Vertragsunterlagen entnommen wer-
den. Diese Gebühren sind wertgesichert und verändern sich ab
Beginn eines Kalenderjahres in demselben Ausmaß, in dem
sich der von der Statistik Austria monatlich verlautbarte Ver-
braucherpreisindex 2000 oder ein von Amts wegen an seine
Stelle tretender Index verändert hat. Der für den Versicherungs-
nehmer maßgebliche Ausgangswert kann den Vertragsunterla-
gen entnommen werden. Der Versicherer ist dessen unbescha-
det berechtigt, geringere als die sich nach dieser Indexklausel
ergebenden Gebühren zu verlangen, ohne dass dadurch das
Recht verloren geht, für die Zukunft wieder die indexkonformen
Gebühren zu verlangen.

Artikel 5

Versicherungsort

1. Die Versicherung gilt nur innerhalb des Versicherungsortes.
Versicherungsort sind die Versicherungsräumlichkeiten in den in
der Versicherungsurkunde angeführten privat genutzten Woh-
nung bzw. Ein- oder Zweifamilienhaus des Versicherungsneh-
mers.

2. Versicherungsschutz besteht auch, während die versicherten
Sachen innerhalb des Versicherungsortes bewegt werden.

Artikel 6

Versicherungswert / Versicherungssumme

1. Versicherungswert ist der am Schadentag geltende Neuwert der
versicherten Sachen, d. s. die Kosten für deren Neuanschaf-
fung einschließlich der Kosten für Fracht (exkl. Luftfracht), Zoll
und Montage (ohne Preisnachlass wie zB. Einkaufsrabatt, Men-
genrabatt, Verkaufsförderungen).

2. Wird eine versicherte Sache nicht mehr hergestellt, so ist der
letzte während der Herstellungszeit gültige Neuwert unter Be-
rücksichtigung der Änderungen des Preisgefüges heranzuzie-
hen.

3. Bei Sachen von historischem oder künstlerischem Wert, bei
denen die Alterung im Allgemeinen zu keiner Entwertung führt,
gilt als Versicherungswert der Verkehrswert. Der Verkehrswert
ist der erzielbare Verkaufspreis einer Sache.

4. Bei der Ermittlung des Versicherungswertes wird ein persönli-
cher Liebhaberwert nicht berücksichtigt.

5. Die Versicherungssumme soll dem Versicherungswert entspre-
chen.

Artikel 7

Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer im
Zusammenhang mit der Anzeige von Gefahrum-
ständen bei Vertragsabschluss?
Welche Rechtsfolgen hat eine schuldhafte Verlet-
zung dieser Pflichten?

Der Versicherungsnehmer hat bei Abschluss des Vertrages alle ihm
bekannten Umstände, die für die Übernahme der Gefahr erheblich
sind, dem Versicherer wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen.

Ein Umstand, nach welchem der Versicherer ausdrücklich und in
geschriebener Form gefragt hat, gilt im Zweifel als erheblich.

Bei schuldhafter Verletzung dieser Pflichten kann der Versicherer
gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen der §§ 16 bis 21
VersVG vom Vertrag zurücktreten und von der Verpflichtung zur
Leistung frei werden.

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung über Gefahrumstände anzufechten, bleibt unberührt (§ 22
VersVG).

Artikel 8

Welche Bestimmungen gelten im Zusammenhang
mit einer Gefahrerhöhung nach Vertragsabschluss?
Welche Rechtsfolgen treten im Zusammenhang mit
einer Gefahrerhöhung nach Vertragsabschluss ein?

1. Nach Vertragsabschluss darf der Versicherungsnehmer ohne
Einwilligung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen
oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

Erlangt der Versicherungsnehmer davon Kenntnis, dass durch
eine von ihm ohne Einwilligung des Versicherers vorgenomme-
ne oder gestattete Änderung die Gefahr erhöht ist oder tritt
nach Abschluss des Versicherungsvertrages unabhängig vom
Willen des Versicherungsnehmers eine Erhöhung der Gefahr
ein, so hat er dem Versicherer unverzüglich in geschriebener
Form Anzeige zu erstatten.

2. Tritt nach dem Vertragsabschluss eine Gefahrerhöhung ein,
kann der Versicherer kündigen.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Abs. 1 genannten
Pflichten, kann der Versicherer außerdem gemäß den Voraus-
setzungen und Begrenzungen der §§ 23 bis 31 VersVG von der
Verpflichtung zur Leistung frei werden.

3. Die Bestimmungen der vorstehenden Absätze finden auch An-
wendung auf eine in der Zeit zwischen Stellung und Annahme
des Versicherungsantrages eingetretene Gefahrerhöhung, die
dem Versicherer bei der Annahme des Antrages nicht bekannt
war.

Artikel 9

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor Ein-
tritt des Schadenfalles

1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen und
sorgen zu lassen, dass die versicherten Sachen

- in technisch einwandfreiem, betriebsfähigem Zustand sind,

- sorgfältig gewartet und instandgehalten werden,

- nicht dauernd oder absichtlich über das technisch zulässige
Maß belastet werden,

Hinsichtlich der versicherten Sachen ist der übliche Sorgfalts-
maßstab einzuhalten.

2. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, einem entsprechend
legitimierten Beauftragten des Versicherers den Zutritt zu den
versicherten Sachen zu gestatten.

3. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Oblie-
genheiten, ist der Versicherer nach Maßgabe des § 6 VersVG
von der Verpflichtung zur Leistung frei.
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Artikel 10

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im
Schadenfall

1. Schadenminderungspflicht

Nach Möglichkeit ist bei einem unmittelbar drohenden oder
eingetretenen Schaden für die Erhaltung, Rettung und Wieder-
erlangung der versicherten Sachen zu sorgen, dazu sind Wei-
sungen des Versicherers einzuholen und einzuhalten.

2. Schadenmeldungspflicht

Jeder Schaden ist dem Versicherer unverzüglich schriftlich und
bei einem Einbruchdiebstahl- bzw.- Diebstahl-, Vandalismus-,
Beraubungs-, Brand-, Explosionsschaden sowie bei böswilliger
Beschädigung auch polizeilich anzuzeigen.
In der Anzeige bei der Sicherheitsbehörde sind insbesondere
alle in Verlust geratenen Sachen anzugeben.

Ist die Anzeige des Schadens bei der Sicherheitsbehörde unter-
blieben, so kann die Entschädigung bis zur Nachholung dieser
Anzeige verweigert werden. Sind in Verlust geratene Sachen
der Sicherheitsbehörde nicht oder nicht rechtzeitig angezeigt,
so kann die Entschädigung nur für diese Sachen verweigert
werden.

3. Schadenaufklärungspflicht

3.1 Dem Versicherer ist nach Möglichkeit jede Untersuchung
über die Ursache und Höhe des Schadens und über den
Umfang seiner Entschädigungsleistung zu gestatten.

3.2 Bei der Schadenermittlung ist unterstützend mitzuwirken
und auf Verlangen sind dem Versicherer entsprechende
Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Die Kosten dafür
trägt der Versicherungsnehmer.

3.3 Der durch den Schaden herbeigeführte Zustand darf, so-
lange der Schaden nicht ermittelt ist, ohne Zustimmung
des Versicherers nicht verändert werden, es sei denn,
dass eine solche Veränderung zum Zwecke der Schaden-
minderung oder im öffentlichen Interesse notwendig ist.

3.4 Die bei der Reparatur nicht mehr verwendeten, beschä-
digten bzw. ausgewechselten Teile sind dem Versicherer
zwecks Besichtigung zur Verfügung zu stellen.

4. Leistungsfreiheit

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Oblie-
genheiten, ist der Versicherer nach Maßgabe des §6 VersVG -
im Fall einer Verletzung der Schadenminderungspflicht nach
Maßgabe des §62 VersVG - von der Verpflichtung zur Leistung
frei.

Artikel 11

Welche Rechtsfolgen treten bei der Verletzung von
Sicherheitsvorschriften ein?

1. Verletzt der Versicherungsnehmer gesetzliche, behördliche oder
vereinbarte Sicherheitsvorschriften oder duldet er ihre Verlet-
zung, kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem
er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, die Versicherung
mit einmonatiger Frist kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt,
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Verletzung
bestanden hat.

2. Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei,
wenn der Schadenfall nach der Verletzung eintritt und die
Verletzung auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des Versiche-
rungsnehmers beruht. Die Verpflichtung zur Leistung bleibt be-
stehen, wenn die Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des

Schadenfalles oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang
der Entschädigung gehabt hat, oder wenn zur Zeit des Scha-
denfalles trotz Ablaufs der in Absatz 1 beschriebenen Frist die
Kündigung nicht erfolgt war.

3. Im Übrigen gelten die Voraussetzungen und Begrenzungen des
§ 6 Absatz 1, 1a und 2 VersVG. Ist mit der Verletzung einer
Sicherheitsvorschrift eine Gefahrerhöhung verbunden, finden
ausschließlich die Bestimmungen über die Gefahrerhöhung An-
wendung.

Artikel 12

Entschädigung

1. Der Versicherer ersetzt

- bei Zerstörung oder Verlust den Versicherungswert der vom
Schaden betroffenen Sache unmittelbar vor Eintritt des Scha-
denereignisses (Neuwert).

- bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit
des Eintrittes des Schadenereignisses (Neuwertschaden),
höchstens jedoch den Versicherungswert der vom Schaden
betroffenen Sache unmittelbar vor Eintritt des Schadenereig-
nisses.

War der Zeitwert der vom Schaden betroffenen Sache unmittel-
bar vor Eintritt des Schadenereignisses kleiner als 40% des
Neuwertes, wird höchstens der Zeitwert ersetzt.

War die vom Schaden betroffene Sache unmittelbar vor Eintritt
des Schadenereignisses dauernd entwertet oder erfolgt keine
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung, so wird höchstens
der Verkehrswert ersetzt. Eine Sache ist insbesondere dann
dauernd entwertet, wenn sie allgemein oder für ihren Betriebs-
zweck nicht mehr verwendbar ist.

Der Verkehrswert ist der erzielbare Verkaufspreis einer Sache.

Die Entschädigung ist erst nach ihrer vollständigen Feststellung
fällig. Es gilt § 11 VersVG.

2. Die ermittelten Entschädigungen werden je Schadenereignis um
die in der Versicherungsurkunde angeführte Selbstbeteiligung
(Selbstbehalt) gekürzt (nach Berücksichtigung einer eventuellen
Unterversicherung).

3. Der Versicherungsnehmer hat noch verwertbare Teile mit ihrem
Schätzwert in Zahlung zu nehmen.

4. Sind unter einer Position mehrere zusammengehörige Sachen
versichert und werden einzelne hiervon zerstört, dann werden
diese Schadenfälle so behandelt, als wären die völlig zerstörten
Sachen mit einer eigenen Position versichert.

5. Bei zusammengehörigen Einzelsachen wird die allfällige Ent-
wertung, welche die unbeschädigt gebliebenen Einzelsachen
durch die Beschädigung, Zerstörung oder Entwertung anderer
erleiden, nicht berücksichtigt.

6. Für in Verlust geratene und später wieder herbeigeschaffte
Sachen gilt vereinbart:

- Der Versicherungsnehmer ist zur Zurücknahme dieser Sa-
chen verpflichtet, soweit dies zumutbar ist.

- Werden Sachen nach Zahlung der Entschädigung wieder
herbeigeschafft, hat der Versicherungsnehmer die erhaltene
Entschädigung, abzüglich der Vergütung für einen allfälligen
Minderwert, zurückzugeben. Sachen, deren Zurücknahme
nicht zumutbar ist, sind dem Versicherer zu übereignen.
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7. Werden bei Wiederherstellung einer beschädigten, versicherten
Sache

- Ultraschallköpfe
- Röhren jeglicher Art
- Bestrahlungs-, Beheizungskörper
- Heizelemente
- Brennerdüsen
- bei Verbrennungskraftmaschinen:

Zylinderköpfe, -büchsen, Kolben, -böden
- Öl-, Gasfüllungen

ersetzt, so ist bei Bemessung der Entschädigung für diese Teile
die Wertminderung der ersetzten Teile auf Grund des Alters
und der Abnützung zu Grunde zu legen (Zeitwert).

Die Entschädigung gemäß oben genannten Punkten ist mit den
nachstehend angeführten Prozentsätzen (Zeitwertstaffel) der
Wiederbeschaffungskosten der Geräte am Tag des Schadens
begrenzt:

im ersten Jahr nach Neuanschaffung           100 % der
Wiederbeschaffungskosten

im zweiten Jahr nach Neuanschaffung           100 % der
Wiederbeschaffungskosten

im dritten Jahr nach Neuanschaffung           100 % der
Wiederbeschaffungskosten

im vierten Jahr nach Neuanschaffung           80 % der
Wiederbeschaffungskosten

im fünften Jahr nach Neuanschaffung           60 % der
Wiederbeschaffungskosten

nach dem fünften Jahr nach
Neuanschaffung                            40 % der
Wiederbeschaffungskosten

8. Bis zur Höhe der in der Versicherungsurkunde dokumentierten
Versicherungssumme der versicherten Sache werden nach ei-
nem entschädigungspflichtigen Schadenereignis an der versi-
cherten Sache folgende tatsächlich notwendige Kosten ersetzt:

- Kosten für Maßnahmen, auch erfolglose, die der Versiche-
rungsnehmer bei einem Schadenereignis zur Abwendung
oder Minderung des Schadens für notwendig halten durfte.

Der Ersatz dieser Kosten und die Entschädigung für die
versicherten Sachen betragen zusammen höchstens die Ver-
sicherungssumme der in der Versicherungsurkunde versi-
cherten Sachen; dies gilt jedoch nicht, soweit die Maßnah-
men auf Weisung des Versicherers erfolgt sind.

- Feuerlöschkosten, das sind Kosten für die Brandbekämpfung
inklusive Sonderlöschmittel und Entsorgung von Löschmittel.

Kosten für Leistungen der im öffentlichen Interesse oder auf
behördliche Anordnung tätig gewordenen Feuerwehren und
anderer zur Hilfe Verpflichteter sind nur dann versichert,
wenn sie gesetzlich dem Versicherungsnehmer angelastet
werden.

- Abbruch- und Aufräumkosten, das sind Kosten für Tätigkeiten
am Versicherungsort und soweit sie versicherte Sachen be-
treffen, und zwar für den nötigen Abbruch stehen gebliebe-
ner, vom Schaden betroffener Teile sowie für das Aufräumen
einschließlich Sortieren der Reste und Abfälle.

- Bewegungs- und Schutzkosten, das sind Kosten, die dadurch
entstehen, dass zum Zweck der Wiederherstellung oder Wie-
derbeschaffung versicherter Sachen andere Sachen bewegt,
verändert oder geschützt werden müssen.

- Entsorgungskosten ohne Erdreich, das sind Kosten für Unter-
suchung, Abfuhr, Behandlung und Deponierung.

Bei verschiedenen, gesetzlich zulässigen Möglichkeiten der
Entsorgung ist nur die kostengünstigste Abwicklung versi-
chert.

Entsorgungskosten, die durch Kontamination von Gewässern
oder Luft verursacht werden, sind nicht versichert.

Bei Vermischung von versicherten mit nicht versicherten Sa-
chen werden nur die Entsorgungskosten für die versicherten
Sachen ersetzt.

Entstehen Entsorgungskosten für versicherte Sachen, die be-
reits vor Entritt des Schadenfalles kontaminiert waren (Altla-
sten), so sind nur jene Kosten versichert, die den für die
Beseitigung der Altlasten erforderlichen Betrag übersteigen,
und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag
ohne den Schadenfall aufgewendet worden wäre.

Untersuchungskosten sind Kosten, die dadurch entstehen,
dass durch behördliche oder sachverständige Untersuchung
festgestellt werden muss, ob gefährlicher Abfall (Problemstof-
fe im Sinne des Abfallwirtschaftsgesetzes), Sachen, die einer
Ablieferungspflicht nach tierkörperverwertungsrechtlichen Be-
stimmungen unterliegen, angefallen, wie diese zu behandeln
und zu deponieren sind.

Behandlungskosten sind Kosten für Maßnahmen, welche
dazu dienen, gefährlichen Abfall/Problemstoffe oder Sachen
wie unter Untersuchungskosten angeführt, zu verwerten, zu
beseitigen oder deponiefähig zu machen.

Die Kosten einer höchstens sechsmonatigen Zwischenlage-
rung sind im Rahmen der Versicherungssumme unter der
Voraussetzung versichert, dass die Zwischenlagerung dem
Versicherer angezeigt wurde.

Deponierungskosten sind Kosten der Deponierung einschließ-
lich der für die Deponierung zu entrichtenden öffentlichen
Abgaben.

9. Nicht ersetzt werden:

9.1 Mehrkosten, die dadurch entstehen, dass bei einer Repa-
ratur Änderungen, Verbesserungen, Überholungen oder
Revisionen vorgenommen werden.

9.2 Kosten für eine vorläufige Reparatur.

9.3 Bereitstellungskosten (stand by-Pauschale).

9.4 Kosten für Leistungen der im öffentlichen Interesse oder
auf behördliche Anordnung tätig gewordenen Feuerweh-
ren und anderen Verpflichteten.

9.5 Kosten, die durch Gesundheitsschäden bei Erfüllung der
Rettungspflicht verursacht werden.

9.6 Mehrkosten für Arbeitszuschläge (Überstunden, Sonn-
tags-, Feiertags- und Nachtarbeit)

9.7 Mehrkosten für Luftfrachten, die zur Behebung eines er-
satzpflichtigen Schadens aufgewendet werden müssen.

Artikel 13

Unterversicherung

Die gemäß Artikel 7 ermittelte Entschädigung wird bei Vorliegen einer
Unterversicherung nach folgenden Bestimmungen gekürzt:
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1. Die Versicherungssumme bildet die Grenze für die Entschädi-
gung des Versicherers, wobei die Entschädigung für die unter
jeder einzelnen Position der Versicherungsurkunde versicherten
Sachen durch die für die betreffende Position angegebene Ver-
sicherungssumme begrenzt ist.

2. Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungs-
wert (siehe die Bestimmungen über den Versicherungswert in
den Allgemeinen Versicherungsbedingungen der betreffenden
Sachversicherungssparte - Unterversicherung), wird der Scha-
den nur nach dem Verhältnis der Versicherungssumme zum
Versicherungswert ersetzt. Ob Unterversicherung vorliegt, ist für
jede Position der Versicherungsurkunde gesondert festzustellen.

Artikel 14

Sachverständigenverfahren

1. Für das Sachverständigenverfahren wird vereinbart:

1.1 Die Vertragspartner können in geschriebener Form verein-
baren, dass Ursache und Höhe des Schadens durch ein
Sachverständigenverfahren festgestellt werden.

1.2 Die Vereinbarung über das Sachverständigenverfahren
hat mindestens zu enthalten:
- Art und Umfang der Fragestellungen an die Sachver-

ständigen
- Namen der Sachverständigen; jeder Vertragspartner be-

nennt seinen Sachverständigen und beauftragt ihn, sei-
ne Feststellungen zu treffen.

1.3 Beide Sachverständige wählen vor Beginn des Feststel-
lungsverfahrens einen dritten als Obmann. Einigen sie
sich nicht, wird der Obmann auf Antrag eines Vertrags-
partners oder beider Vertragspartner durch das für den
Schadenort zuständige Bezirksgericht ernannt.

1.4 Die Sachverständigen übergeben ihre Feststellung gleich-
zeitig dem Versicherer und dem Versicherungsnehmer.
Weichen die Feststellungen voneinander ab, übergibt der
Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser ent-
scheidet über die strittig gebliebenen Punkte innerhalb der
Grenzen beider Feststellungen und übergibt seine Fest-
stellung gleichzeitig dem Versicherer und dem Versiche-
rungsnehmer.

1.5 Die Feststellungen, welche die Sachverständigen im Rah-
men ihrer Zuständigkeit treffen, sind verbindlich und der
Berechnung der Entschädigung zugrunde zu legen, wenn
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirkli-
chen Sachlage erheblich abweichen. Im übrigen gilt § 64
Abs. 2 VersVG.

1.6 Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen; die
Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälf-
te.

1.7 Durch das Sachverständigenverfahren werden die Oblie-
genheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall nicht
berührt.

2. Die von den Sachverständigen zu beurkundenden Feststellun-
gen müssen neben der detaillierten Schätzung der Schadenhö-
he mindestens enthalten:

2.1 die ermittelte oder überwiegend wahrscheinliche Entste-
hungsursache des Schadens und dessen Umfang;

2.2 den Wert der beschädigten Sache unmittelbar vor dem
Schaden gemäß Artikel 7;

2.3 den Neuwert und Zeitwert der beschädigten Sache zur
Zeit des Schadens;

2.4 bei Beschädigung den Wert der zu ersetzenden Teile
unmittelbar vor dem Schaden gemäß Artikel 7;

2.5 den etwaigen Mehrwert nach der Reparatur;

2.6 Gewicht und Wert der verbleibenden Teile unter Berück-
sichtigung ihrer Verwendbarkeit für die Reparatur oder
andere Zwecke.

Artikel 15

Regress; Versicherungssumme nach dem Schaden-
fall

1. Soweit der Versicherer dem Versicherungsnehmer den Scha-
den ersetzt, gehen allfällige Schadenersatzansprüche des Ver-
sicherungsnehmers gegen Dritte auf den Versicherer über.

Der Versicherungsnehmer ist auf Verlangen und Kosten des
Versicherers zur Führung des Rechtsstreites verpflichtet.

2. Die Versicherungssummen vermindern sich nicht dadurch, dass
eine Entschädigung gezahlt wurde.

Artikel 16

Haftungseinschränkung auf Grund anderweitig be-
stehender Versicherungen oder Entschädigungen

Insoweit für einzelne versicherte Sachen, Kosten, Gefahren oder
Schäden anderweitige Versicherungen bestehen (z.B. Feuer-, Ein-
bruchdiebstahl-Versicherung und dgl.) oder anderweitig Entschädi-
gungen erbracht werden, gehen diese Versicherungen bzw. Entschä-
digungen im Schadenfall voran.

Der Versicherer dieses Versicherungsvertrages übernimmt nur die
darüber hinausgehenden Verpflichtungen im Rahmen dieses Versi-
cherungsvertrages.

Artikel 17

Was bedeutet "Mehrfache Versicherung" und wel-
che Bestimmungen gelten in einem solchen Fall?

1. Nimmt der Versicherungsnehmer bei einem anderen Versiche-
rer für das versicherte Interesse eine Versicherung gegen die-
selben Gefahren, hat er dem Versicherer unverzüglich den
anderen Versicherer und die Versicherungssumme anzuzeigen.

2. Ist vereinbart, dass der Versicherungsnehmer einen Teil des
Schadens selbst zu tragen hat (vereinbarter Selbstbehalt), darf
er für diesen Teil keine andere Versicherung nehmen. Andern-
falls wird die Entschädigung so ermäßigt, dass der Versiche-
rungsnehmer den vereinbarten Teil des Schadens selbst trägt.

Diese Bestimmung gilt nicht für Verbraucherverträge (Verbrau-
cherverträge sind Versicherungsverträge, deren Abschluss nicht
zum Betrieb eines Unternehmens des Versicherungsnehmers
gehört).

Artikel 18

Welche Bestimmungen gelten bei einer Überversi-
cherung bzw. einer Doppelversicherung?

1. Die Versicherung darf nicht zu einer Bereicherung führen. Auch
wenn die Versicherungssumme den Versicherungswert über-
steigt (Überversicherung), hat der Versicherer nicht mehr als
die bedingungsgemäße Entschädigung zu erbringen.

2. Übersteigt die Versicherungssumme den Versicherungswert er-
heblich, können der Versicherungsnehmer und der Versicherer
nach § 51 VersVG eine Herabsetzung der Versicherungssum-
me und der Prämie verlangen. Eine tariflich festgelegte Min-
destprämie bleibt unberührt.
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3. Im Falle der Doppelversicherung gelten die §§ 59 und 60
VersVG.

Artikel 19

Form der Erklärungen, Gerichtsstand und anzu-
wendendes Recht

Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers an den Versi-
cherer sind in geschriebener Form abzugeben, sofern nicht die
Schriftform ausdrücklich und mit gesonderter Erklärung vereinbart
wurde. Der geschriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in
Schriftzeichen entsprochen, aus dem die Person des Erklärenden
hervorgeht (z.B. Brief, Fax oder E-Mail).

Schriftform bedeutet, dass dem Erklärungsempfänger das Original
der Erklärung mit eigenhändiger Unterschrift des Erklärenden zuge-
hen muss. Die Formerfordernisse für Rücktrittserklärungen befinden
sich in der Belehrung über das jeweilige Rücktrittsrecht finden. Für
Rücktrittsrechte ist die dort angeführte Form maßgeblich ist.

Es gilt österreichisches Recht. Ansprüche aus dem Versicherungs-
vertrag können auch bei Gerichten geltend machen, in deren Spren-
gel sich der Wohnsitz, gewöhnlicher Aufenthalt oder Sitz des Versi-
cherungsnehmers im Inland befindet.

Artikel 20

Welche Wirkung hat die Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens über das Vermögen des Versicherungs-
nehmers?

Erlangt der Versicherer Kenntnis von der Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens über das Vermögen des Versicherungsnehmers, kann er
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis mit
einer Frist von einem Monat kündigen.

Artikel 21

Welche Bestimmungen gelten bei Veräußerung der
versicherten Sache?

Auf die Veräußerung der versicherten Sache finden die Bestimmun-
gen der §§ 69 und 71 VersVG Anwendung.

Artikel 22

Welche Bestimmungen gelten bei einer Versiche-
rung für fremde Rechnung?

Auf die Versicherung für fremde Rechnung finden die Bestimmungen
der §§ 74 bis 80 VersVG Anwendung.

Artikel 23

Was versteht man unter einer schuldhaften Herbei-
führung des Versicherungsfalles (Schadenfalles)
und welche Rechtsfolgen hat diese?
Was hat der Versicherungsnehmer im Versiche-
rungsfall (Schadenfall) zu beachten (Obliegenheit)
und welche Rechtsfolgen hat die Verletzung dieser
Obliegenheit?
Welche Rechtsfolgen hat betrügerisches Verhalten
im Zusammenhang mit einem Versicherungsfall
(Schadenfall)?

1. Wenn der Versicherungsnehmer oder eine der in leitender Stel-
lung für die Betriebsführung verantwortlichen Personen den
Versicherungsfall (Schaden) vorsätzlich oder grobfahrlässig her-
beiführt, ist der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegen-
über von jeder Verpflichtung zur Leistung aus diesem Schaden-
fall frei.

2. Als Obliegenheit, deren Verletzung nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles die Freiheit des Versicherers von der Verpflichtung
zur Leistung gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen
des § 6 Abs. 3 VersVG bewirkt, wird bestimmt, dass dem Versi-
cherer im Zuge der Schadensabwicklung alle Angaben (auch
mündliche) vollständig und wahrheitsgetreu zu machen sind.

3. Ist der Versicherungsnehmer oder eine der in leitender Stellung
für die Betriebsführung verantwortlichen Personen wegen des
herbeigeführten Versicherungsfalles (Schadens) oder wegen ei-
nes bei der Feststellung der Leistungspflicht oder bei der Er-
mittlung der Entschädigung begangenen Betruges oder Be-
trugsversuches rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt, so gilt die
Leistungsfreiheit als festgestellt.

Artikel 24

Wer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles den
Versicherungsvertrag kündigen und welche Fristen
gibt es?

1. Sie können den Versicherungsvertrag nach dem Eintritt eines
Versicherungsfalles innerhalb eines Monats nach Abschluss der
Verhandlungen über die Entschädigung - unabhängig vom Er-
gebnis dieser Verhandlungen - vornehmen. Sie können mit
sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode kündigen.

2. Wir können zum Schutz der Versichertengemeinschaft vor über-
durchschnittlicher oder ungerechtfertigter Inanspruchnahme der
Versicherung kündigen, wenn

- wir eine Versicherungsleistung erbracht haben oder
- Sie einen Anspruch arglistig erhoben haben.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monates nach Erbringung
einer Versicherungsleistung vorzunehmen, oder unverzüglich
nach Kenntnis der Arglistigkeit.

Eine überdurchschnittliche Inanspruchnahme liegt vor, wenn wir
als Versicherer innerhalb der laufenden Versicherungsperiode
und drei vorangegangenen Versicherungsperioden in zu minde-
stens drei Versicherungsfällen Versicherungsleistungen erbracht
haben und die Summe der Entschädigungen die gesamten für
den Versicherungsvertrag für diesen Zeitraum bezahlten Prä-
mien um 50% übersteigen.

Artikel 25

Welche Bestimmungen gelten, wenn dem Versiche-
rungsnehmer ein Schadenersatzanspruch gegen ei-
nen Dritten zusteht (Rückgriffsrecht)?

Auf das Rückgriffsrecht findet die Bestimmung des § 67 VersVG
Anwendung.

Artikel 26

Welche Bestimmungen gelten bei Ablauf der ver-
einbarten Vertragsdauer (Automatische Vertrags-
verlängerung)?

1. Der Vertrag gilt zunächst für die in der Versicherungsurkunde
festgesetzte Dauer. Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer min-
destens ein Jahr, verlängert sich der Vertrag um jeweils ein
Jahr, wenn er nicht drei Monate vor Ablauf gekündigt wird.

Für die Erklärung der Ablaufkündigung steht die gesamte Ver-
tragslaufzeit, unter Beachtung der zuvor bestimmten Frist von
drei Monaten, zur Verfügung.

2. Für Versicherungsverträge, deren Abschluss nicht zum Betrieb
eines Unternehmens des Versicherungsnehmers gehört (Ver-
braucherverträge) ist vereinbart, dass der Versicherer den Ver-
sicherungsnehmer auf die Rechtsfolge der Vertragsverlänge-
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rung bei unterlassener Kündigung frühestens sechs Monate,
spätestens aber vier Monate vor Ablauf der vereinbarten Lauf-
zeit, besonders hinweisen wird.

3. Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer weniger als ein Jahr,
endet der Vertrag ohne Kündigung.

Artikel 27

Welche Bestimmungen gelten bei einem Wohnort-
wechsel bzw. einer Adressänderung des Versiche-
rungsnehmers?

Der Versicherungsnehmer hat einen Wechsel seiner Anschrift dem
Versicherer bekanntzugeben. Eine rechtlich bedeutsame Erklärung
gilt auch dann als zugegangen, wenn der Versicherungsnehmer sei-
ner Verpflichtung zur Bekanntgabe des Anschriftwechsels nicht nach-
kommt und der Versicherer die Erklärung an die zuletzt bekanntge-
gebene Anschrift des Versicherungsnehmers sendet.

Anhang
Auszug aus dem Bundesgesetz vom 2. Dezember 1958 über den Versicherungsvertrag (Versicherungsvertragsgesetz)
BGBI 1959/2 idF BGBl. I Nr. 51/2018

§ 6
(1) Ist im Vertrag bestimmt, daß bei Verletzung einer Obliegenheit,

die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer
gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge
nicht ein, wenn die Verletzung als eine unverschuldete anzuse-
hen ist.
Der Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monates,
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, es sei denn, daß die
Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist.
Kündigt der Versicherer innerhalb eines Monates nicht, so kann
er sich auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen.

(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versiche-
rungsvertrag zugrundeliegende Äquivalenz zwischen Risiko und
Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfrei-
heit außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbar-
te hinter der für das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen
Prämie zurückbleibt.
Bei der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen
Meldungen und Anzeigen, die keinen Einfluß auf die Beurtei-
lung des Risikos durch den Versicherer haben, tritt Leistungs-
freiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich verletzt wor-
den ist.

(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer
zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung
einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber - unab-
hängig von der Anwendbarkeit des Abs. 1a - zu erfüllen ist, so
kann sich der Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit
nicht berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluß auf den
Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluß
auf den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
gehabt hat.

(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, daß eine Oblie-
genheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungs-
falles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die
vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht.
Wird die Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt, die Lei-
stungspflicht des Versicherers zu beeinflussen oder die Fest-
stellung solcher Umstände zu beeinträchtigen, die erkennbar für
die Leistungspflicht des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt
der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung
weder auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegen-
den Leistung Einfluß gehabt hat.

(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verlet-
zung einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist
unwirksam.

(5) Der Versicherer kann aus einer fahrlässigen Verletzung einer
vereinbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem Ver-
sicherungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen oder
eine andere Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit
mitgeteilt wird.

§ 11
(1) Geldleistungen des Versicherers sind mit Beendigung der zur

Feststellung des Versicherungsfalles und des Umfanges der
Leistung des Versicherers nötigen Erhebungen fällig. Die Fällig-
keit tritt jedoch unabhängig davon ein, wenn der Versicherungs-
nehmer nach Ablauf zweier Monate seit dem Begehren nach
einer Geldleistung eine Erklärung des Versicherers verlangt,
aus welchen Gründen die Erhebungen noch nicht beendet wer-
den konnten, und der Versicherer diesem Verlangen nicht bin-
nen eines Monats entspricht.

(2) Sind diese Erhebungen bis zum Ablauf eines Monates seit der
Anzeige des Versicherungsfalles nicht beendet, so kann der
Versicherungsnehmer in Anrechnung auf die Gesamtforderung
Abschlagszahlungen in der Höhe des Betrages verlangen, den
der Versicherer nach Lage der Sache mindestens zu zahlen
hat.

(3) Der Lauf der Frist des Abs. 2 ist gehemmt, solange die Beendi-
gung der Erhebungen infolge eines Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers gehindert ist.

(4) Eine Vereinbarung, durch welche der Versicherer von der Ver-
pflichtung, Verzugszinsen zu zahlen, befreit wird, ist unwirksam.

§ 16
(1) Der Versicherungsnehmer hat beim Abschluss des Vertrages

alle ihm bekannten Umstände, die für die Übernahme der
Gefahr erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Erheblich
sind jene Gefahrumstände, die geeignet sind, auf den Ent-
schluss des Versicherers, den Vertrag überhaupt oder zu den
vereinbarten Bestimmungen abzuschließen, einen Einfluss aus-
zuüben. Ein Umstand, nach welchem der Versicherer ausdrück-
lich und in geschriebener Form gefragt hat, gilt im Zweifel als
erheblich.

(2) Ist dieser Vorschrift zuwider die Anzeige eines erheblichen
Umstandes unterblieben, so kann der Versicherer vom Vertrag
zurücktreten. Das gleiche gilt, wenn die Anzeige eines erhebli-
chen Umstandes deshalb unterblieben ist, weil sich der Versi-
cherungsnehmer der Kenntnis des Umstandes arglistig entzo-
gen hat.

(3) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer den
nicht angezeigten Umstand kannte. Er ist auch ausgeschlossen,
wenn die Anzeige ohne Verschulden des Versicherungsneh-
mers unterblieben ist; hat jedoch der Versicherungsnehmer ei-
nen Umstand nicht angezeigt, nach dem der Versicherer nicht
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ausdrücklich und genau umschrieben gefragt hat, so kann die-
ser vom Vertrag nur dann zurücktreten, wenn die Anzeige
vorsätzlich oder grob fahrlässig unterblieben ist.

§ 17
(1) Der Versicherer kann vom Vertrag auch dann zurücktreten,

wenn über einen erheblich Umstand eine unrichtige Anzeige
gemacht worden ist.

(2) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die Unrichtigkeit dem
Versicherer bekannt war oder die Anzeige ohne Verschulden
des Versicherungsnehmers unrichtig gemacht worden ist.

§ 18
Hatte der Versicherungsnehmer die Gefahrenumstände an Hand von
vom Versicherer in geschriebener Form gestellter Fragen anzuzei-
gen, so kann der Versicherer wegen unterbliebener Anzeige eines
Umstandes, nach dem nicht ausdrücklich und genau umschrieben
gefragt worden ist, nur im Falle arglistiger Verschweigung zurücktre-
ten.

§ 19
Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder von einem Vertre-
ter ohne Vertretungsmacht abgeschlossen, so kommt für das Rück-
trittsrecht des Versicherers nicht nur die Kenntnis und die Arglist des
Vertreters, sondern auch die Kenntnis und die Arglist des Versiche-
rungsnehmers in Betracht. Der Versicherungsnehmer kann sich dar-
auf, dass die Anzeige eines erheblichen Umstandes ohne Verschul-
den unterblieben oder unrichtig gemacht ist, nur berufen, wenn weder
dem Vertreter noch ihm selbst ein Verschulden zur Last fällt.

§ 20
(1) Der Rücktritt ist nur innerhalb eines Monates zulässig. Die Frist

beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Versicherer von der
Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt.

(2) Der Rücktritt ist gegenüber dem Versicherungsnehmer zu erklä-
ren. Im Falle des Rücktrittes sind, soweit dieses Bundesgesetz
nicht in Ansehung der Prämie etwas anderes bestimmt, beide
Teile verpflichtet, einander die empfangenen Leistungen zurück-
zugewähren; eine Geldsumme ist von dem Zeitpunkt des Emp-
fanges an zu verzinsen.

§ 21
Tritt der Versicherer zurück, nachdem der Versicherungsfall eingetre-
ten ist, so bleibt seine Verpflichtung zur Leistung gleichwohl beste-
hen, wenn der Umstand, in Ansehung dessen die Anzeigepflicht
verletzt ist, keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls
oder soweit er keinen Einfluss auf den Umfang der Leistung des
Versicherers gehabt hat.

§ 22
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung über Gefahrumstände anzufechten, bleibt unberührt.

§ 23
(1) Nach Abschluss des Vertrages darf der Versicherungsnehmer

ohne Einwilligung des Versicherers weder eine Erhöhung der
Gefahr vornehmen noch ihre Vornahme durch einen Dritten
gestatten.

(2) Erlangt der Versicherungsnehmer davon Kenntnis, dass durch
eine von ihm ohne Einwilligung des Versicherers vorgenomme-
ne oder gestattete Änderung die Gefahr erhöht ist, so hat er
dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu machen.

§ 24
(1) Verletzt der Versicherungsnehmer die Vorschrift des § 23

Abs. 1, so kann der Versicherer das Versicherungsverhältnis
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Beruht die
Verletzung nicht auf einem Verschulden des Versicherungsneh-
mers, so muss dieser die Kündigung erst mit dem Ablauf eines
Monates gegen sich gelten lassen.

(2) Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monates von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der
Versicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt,
oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Erhö-
hung bestanden hat.

§ 25
(1) Der Versicherer ist im Fall einer Verletzung der Vorschrift des

§ 23 Abs. 1 von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der
Versicherungsfall nach der Erhöhung der Gefahr eintritt.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn die
Verletzung nicht auf einem Verschulden des Versicherungsneh-
mers beruht. Der Versicherer ist jedoch auch in diesem Fall
von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn die im § 23 Abs. 2
vorgesehene Anzeige nicht unverzüglich gemacht wird und der
Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt
eintritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen
müssen, es sei denn, dass ihm in diesem Zeitpunkt die Erhö-
hung der Gefahr bekannt war.

(3) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt auch
dann bestehen, wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungs-
falls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen
und eine Kündigung nicht erfolgt ist oder wenn die Erhöhung
der Gefahr keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungs-
falls oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der Lei-
stung des Versicherers gehabt hat.

§ 26
Die Vorschriften der §§ 23 bis 25 sind nicht anzuwenden, wenn der
Versicherungsnehmer zu der Erhöhung der Gefahr durch das Interes-
se des Versicherers oder durch ein Ereignis, für das der Versicherer
haftet, oder durch ein Gebot der Menschlichkeit veranlasst wird.

§ 27
(1) Tritt nach dem Abschluss des Vertrages unabhängig vom Wil-

len des Versicherungsnehmers eine Erhöhung der Gefahr ein,
so ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zu
kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht inner-
halb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in dem
der Versicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt
hat, oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der
Erhöhung bestanden hat.

(2) Der Versicherungsnehmer hat, sobald er von der Erhöhung der
Gefahr Kenntnis erlangt, dem Versicherer unverzüglich Anzeige
zu machen.

(3) Ist die Erhöhung der Gefahr durch allgemein bekannte Umstän-
de verursacht, die nicht nur auf die Risken bestimmter Versi-
cherungsnehmer einwirken, etwa durch eine Änderung von
Rechtsvorschriften, so erlischt das Kündigungsrecht des Versi-
cherers nach Abs. 1 erst nach einem Jahr und ist Abs. 2 nicht
anzuwenden.

§ 28
(1) Wird die im § 27 Abs. 2 vorgesehene Anzeige nicht unverzüg-

lich gemacht, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur
Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später als einen Mo-
nat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige dem
Versicherer hätte zugehen müssen.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm
die Erhöhung der Gefahr in dem Zeitpunkt bekannt war, in
welchem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. Das gleiche
gilt, wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist
für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündi-
gung nicht erfolgt ist oder wenn die Erhöhung der Gefahr
keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder
soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der Leistung des
Versicherers gehabt hat.
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§ 29
Eine unerhebliche Erhöhung der Gefahr kommt nicht in Betracht.
Eine Erhöhung der Gefahr kommt auch dann nicht in Betracht, wenn
nach den Umständen als vereinbart anzusehen ist, dass das Versi-
cherungsverhältnis durch die Erhöhung der Gefahr nicht berührt wer-
den soll.

§ 30
Die Vorschriften der §§ 23 bis 29 sind auch auf eine in der Zeit
zwischen Stellung und Annahme des Versicherungsantrages einge-
tretene Erhöhung der Gefahr anzuwenden, die dem Versicherer bei
der Annahme des Antrages nicht bekannt war.

§ 31
(1) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer nach

den Vorschriften dieses Kapitels zum Rücktritt oder zur Kündi-
gung berechtigt ist, nur für einen Teil der Gegenstände oder
Personen vor, auf die sich die Versicherung bezieht, so steht
dem Versicherer das Recht des Rücktrittes oder der Kündigung
für den übrigen Teil nur zu, wenn anzunehmen ist, dass für
diesen allein der Versicherer den Vertrag unter den gleichen
Bestimmungen nicht geschlossen hätte.

(2) Macht der Versicherer von dem Recht des Rücktrittes oder der
Kündigung für einen Teil der Gegenstände oder Personen Ge-
brauch, so ist der Versicherungsnehmer berechtigt, das Versi-
cherungsverhältnis für den übrigen Teil zu kündigen; die Kündi-
gung kann jedoch nicht für einen späteren Zeitpunkt als den
Schluss der Versicherungsperiode erklärt werden, in welcher
der Rücktritt des Versicherers oder seine Kündigung wirksam
wird.

(3) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer we-
gen einer Verletzung der Vorschriften über die Erhöhung der
Gefahr von der Verpflichtung zur Leistung frei ist, für einen Teil
der Gegenstände oder Personen vor, auf die sich die Versiche-
rung bezieht, so ist die Vorschrift des Abs. 1 auf die Befreiung
entsprechend anzuwenden.

§ 38
(1) Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen

nach dem Abschluss des Versicherungsvertrags und nach der
Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Versi-
cherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom
Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch
auf die Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag
an gerichtlich geltend gemacht wird.

(2) Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des
Versicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs. 1 noch
nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur
Leistung frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an
der rechtzeitigen Zahlung der Prämie ohne sein Verschulden
verhindert war.

(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2
vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer den Ver-
sicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
der Abs. 1 und 2 nicht aus.

§ 39
(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der

Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten
schriftlich eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen be-
stimmen; zur Unterzeichnung genügt eine Nachbildung der ei-
genhändigen Unterschrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzuge-
ben, die nach Abs. 2 und 3 mit dem Ablauf der Frist verbunden
sind. Eine Fristbestimmung, ohne Beachtung dieser Vorschrif-
ten, ist unwirksam.

(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist
der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintrittes mit der Zah-
lung der Folgeprämie im Verzug, so ist der Versicherer von der
Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass der Versiche-
rungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung ohne sein Verschul-
den verhindert war.

(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versiche-
rungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen,
wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist.
Die Kündigung kann bereits mit der Bestimmung der Zahlungs-
frist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam
wird, wenn der Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit
der Zahlung im Verzug ist; darauf ist der Versicherungsnehmer
bei der Kündigung ausdrücklich aufmerksam zu machen. Die
Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monates nach der Kündigung oder,
falls die Kündigung mit der Fristbestimmung verbunden worden
ist, innerhalb eines Monates nach dem Ablauf der Zahlungsfrist
die Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits
eingetreten ist.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
der Abs. 1 bis 3 nicht aus.

§ 39a
Ist der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH der
Jahresprämie, höchstens aber mit 60 Euro im Verzug, so tritt
eine im § 38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des Versi-
cherers nicht ein.

§ 40
Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperi-
ode oder sonst vorzeitig aufgelöst, so gebührt dem Versicherer
die Prämie nur für die bis dahin verstrichene Vertragslaufzeit,
soweit nicht Sonderbestimmungen anderes vorsehen. Die Mög-
lichkeit für den Versicherer, sich für diesen Fall die Zahlung
einer angemessenen Konventionalstrafe (Geschäftsgebühr)
auszubedingen (§ 1336 ABGB), bleibt unberührt.

§ 51
(1) Wenn die Versicherungssumme den Wert des versicherten In-

teresses (Versicherungswert) erheblich übersteigt, kann sowohl
der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen,
dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versicherungs-
summe unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie mit so-
fortiger Wirkung herabgesetzt wird.

(2) Ist die Überversicherung durch ein Kriegsereignis oder durch
eine behördliche Maßnahme aus Anlass eines Krieges verur-
sacht oder ist sie die unvermeidliche Folge eines Krieges, so
kann der Versicherungsnehmer das Verlangen nach Abs. 1 mit
Wirkung vom Eintritt der Überversicherung ab stellen.

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 sind die dem Versicherungsneh-
mer zurückzuerstattenden Prämienteile erst am Schluss der
Versicherungsperiode zu zahlen.

(4) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht
ab, sich aus der Überversicherung einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, so ist der Vertrag nichtig.

(5) Das Recht des Versicherungsnehmers, den Vertrag wegen Irr-
tums anzufechten, bleibt unberührt.

§ 52
Bezieht sich die Versicherung auf eine Sache, so gilt, soweit
sich nicht aus den Umständen etwas anderes ergibt, der Wert
der Sache als Versicherungswert.

§ 59
(1) Ist ein Interesse gegen dieselbe Gefahr bei mehreren Versiche-

rern versichert und übersteigen die Versicherungssummen zu-
sammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen
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Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem ein-
zelnen Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung
zu zahlen wären, den Gesamtschaden (Doppelversicherung),
so sind die Versicherer in der Weise zur ungeteilten Hand
verpflichtet, dass dem Versicherungsnehmer jeder Versicherer
für den Betrag haftet, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrag
obliegt, der Versicherungsnehmer aber im ganzen nicht mehr
als den Betrag des Schadens verlangen kann.

(2) Die Versicherer sind nach Maßgabe der Beträge, deren Zah-
lung ihnen dem Versicherungsnehmer gegenüber vertragsmä-
ßig obliegt, untereinander zum Ersatz verpflichtet. Ist auf eine
der Versicherungen ausländisches Recht anzuwenden, so kann
der Versicherer, für den das ausländische Recht gilt, vom
anderen Versicherer nur dann Ersatz verlangen, wenn er selbst
nach dem für ihn maßgebenden Recht zum Ersatz verpflichtet
ist.

(3) Hat der Versicherungsnehmer eine Doppelversicherung in der
Absicht genommen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, so ist jeder in dieser Absicht ge-
schlossene Vertrag nichtig.

§ 60
(1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch welchen die

Doppelversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem
Entstehen der Doppelversicherung abgeschlossen, so kann er
verlangen, dass der später abgeschlossene Vertrag aufgehoben
oder die Versicherungssumme, unter verhältnismäßiger Minde-
rung der Prämie, auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der
durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.

(2) Das gleiche gilt, wenn die Doppelversicherung dadurch entstan-
den ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungsver-
träge der Versicherungswert gesunken ist. Sind jedoch in die-
sem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder
im Einvernehmen der Versicherer abgeschlossen worden, so
kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Her-
absetzung der Versicherungssummen und der Prämien verlan-
gen.

(3) Die Aufhebung oder Herabsetzung wird erst mit dem Ablauf der
Versicherungsperiode wirksam, in der sie verlangt wird. Das
Recht, die Aufhebung oder die Herabsetzung zu verlangen,
erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht unverzüglich
geltend macht, nachdem er von der Doppelversicherung Kennt-
nis erlangt hat.

§ 62
(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, beim Eintritt des Ver-

sicherungsfalles nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen und dabei die Weisungen des
Versicherers zu befolgen; er hat, wenn die Umstände es gestat-
ten, solche Weisungen einzuholen. Sind mehrere Versicherer
beteiligt und haben diese entgegenstehende Weisungen gege-
ben, so hat der Versicherungsnehmer nach eigenem pflichtge-
mäßen Ermessen zu handeln.

(2) Hat der Versicherungsnehmer diese Verpflichtungen verletzt, so
ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es
sei denn, daß die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlässigkeit beruht. Bei grobfahrlässiger Verletzung
bleibt der Versicherer zur Leistung insoweit verpflichtet, als der
Umfang des Schadens auch bei gehöriger Erfüllung der Ver-
pflichtungen nicht geringer gewesen wäre.

§ 64
(1) Eine Vereinbarung, dass einzelne Voraussetzungen des An-

spruchs aus der Versicherung oder die Höhe des Schadens in
einem Schiedsgutachterverfahren durch Sachverständige fest-
gestellt werden sollen, ist nur wirksam, wenn vorgesehen ist,
dass der Sachverständige oder die Sachverständigen von ei-
nem unbeteiligten Dritten oder jeweils in gleicher Anzahl vom
Versicherer und vom Versicherungsnehmer namhaft gemacht

werden, wobei vorgesehen werden kann, dass diese Sachver-
ständigen oder ein unbeteiligter Dritter einen Vorsitzenden zu
bestimmen haben.

(2) Die von dem oder den Sachverständigen getroffene Feststel-
lung ist nicht verbindlich, wenn sie offenbar von der wirklichen
Sachlage erheblich abweicht. Die Feststellung erfolgt in diesem
Fall durch Urteil. Das gleiche gilt, wenn die Sachverständigen
die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie ver-
zögern.

(3) Sind nach dem Vertrag die Sachverständigen vom Gericht zu
bestellen, so ist für die Bestellung das Bezirksgericht zuständig,
in dessen Sprengel der Schaden entstanden ist. Durch eine
ausdrückliche Vereinbarung der Beteiligten kann die Zuständig-
keit eines anderen Bezirksgerichtes begründet werden. Der
Beschluss, durch den dem Antrag auf Bestellung der Sachver-
ständigen stattgegeben wird, ist nicht anfechtbar.

(4) Eine Vereinbarung, die von der Vorschrift des Abs. 1 Satz 1
abweicht, ist nichtig.

§ 67
(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Schadenersatzanspruch

gegen einen Dritten zu, so geht der Anspruch auf den Versi-
cherer über, soweit dieser dem Versicherungsnehmer den
Schaden ersetzt.

Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsneh-
mers geltend gemacht werden. Gibt der Versicherungsnehmer
seinen Anspruch gegen den Dritten oder ein zur Sicherung des
Anspruches dienendes Recht auf, so wird der Versicherer von
seiner Ersatzpflicht insoweit frei, als er aus dem Anspruch oder
dem Recht hätte Ersatz erlangen können.

(2) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers ge-
gen einen mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Fami-
lienangehörigen, so ist der Übergang ausgeschlossen; der An-
spruch geht jedoch über, wenn der Angehörige den Schaden
vorsätzlich verursacht hat.

§ 68
(1) Besteht das versicherte Interesse beim Beginn der Versiche-

rung nicht oder gelangt, falls die Versicherung für ein künftiges
Unternehmen oder sonst für ein künftiges Interesse genommen
ist, das Interesse nicht zur Entstehung, so ist der Versiche-
rungsnehmer von der Verpflichtung zur Zahlung der Prämie frei;
der Versicherer kann eine angemessene Geschäftsgebühr ver-
langen.

(2) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versiche-
rung weg, so gebührt dem Versicherer die Prämie, die er hätte
erheben können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeit-
punkt beantragt worden wäre, in welchem der Versicherer vom
Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt.

(3) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versiche-
rung durch ein Kriegsereignis oder durch eine behördliche Maß-
nahme aus Anlass eines Krieges weg oder ist der Wegfall des
Interesses die unvermeidliche Folge eines Krieges, so gebührt
dem Versicherer nur der Teil der Prämie, welcher der Dauer
der Gefahrtragung entspricht.

(4) In den Fällen der Abs. 2 und 3 sind die dem Versicherungsneh-
mer zurückzuerstattenden Prämienteile erst nach Kriegsende zu
zahlen.

(5) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 509/1994)

§ 69
(1) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräu-

ßert, so tritt an Stelle des Veräußerers der Erwerber in die
während der Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungs-
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verhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten des Versiche-
rungsnehmers ein.

(2) Für die Prämie, welche auf die zur Zeit des Eintrittes laufende
Versicherungsperiode entfällt, haften der Veräußerer und der
Erwerber zur ungeteilten Hand.

(3) Der Versicherer hat die Veräußerung in Ansehung der durch
das Versicherungsverhältnis gegen ihn begründeten Forderun-
gen erst dann gegen sich gelten zu lassen, wenn er von ihr
Kenntnis erlangt; die Vorschriften der §§ 1394 bis 1396 des
Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches sind entsprechend an-
zuwenden.

§ 70
(1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versiche-

rungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu
kündigen.

Das Kündigungsrecht erlischt, wenn der Versicherer es nicht
innerhalb eines Monates von dem Zeitpunkt an ausübt, in
welchem er von der Veräußerung Kenntnis erlangt hat.

(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu
kündigen; die Kündigung kann nur mit sofortiger Wirkung oder
auf den Schluß der laufenden Versicherungsperiode erfolgen.
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monates nach dem Erwerb ausgeübt wird; hatte der Erwerber
von der Versicherung keine Kenntnis, so bleibt das Kündi-
gungsrecht bis zum Ablauf eines Monates von dem Zeitpunkt
an bestehen, in welchem der Erwerber von der Versicherung
Kenntnis erlangt hat.

(3) Wird das Versicherungsverhältnis auf Grund dieser Vorschriften
gekündigt, so hat der Veräußerer dem Versicherer die Prämie
zu zahlen; der Erwerber haftet in diesen Fällen für die Prämie
nicht.

§ 71
(1) Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

Wird die Anzeige weder vom Erwerber noch vom Veräußerer
unverzüglich erstattet, so ist der Versicherer von der Verpflich-
tung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später als
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzei-
ge dem Versicherer hätte zugehen müssen.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt beste-
hen, wenn ihm die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war,
in welchem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, oder wenn
die Anzeige nicht vorsätzlich unterlassen worden ist und die
Veräußerung keinen Einfluß auf den Eintritt des Versicherungs-
falls oder soweit sie keinen Einfluß auf den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat.

Das gleiche gilt, wenn zur Zeit des Eintrittes des Versiche-
rungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers abge-
laufen und eine Kündigung nicht erfolgt ist.

§ 74
(1) Die Versicherung kann von demjenigen, welcher den Vertrag

mit dem Versicherer abschließt, im eigenen Namen für einen
anderen, mit oder ohne Benennung der Person des Versicher-
ten, genommen werden (Versicherung für fremde Rechnung).

(2) Wird die Versicherung für einen anderen genommen, so ist,
auch wenn der andere benannt wird, im Zweifel anzunehmen,
dass der Vertragschließende nicht als Vertreter, sondern im
eigenen Namen für fremde Rechnung handelt.

§ 75
(1) Bei der Versicherung für fremde Rechnung stehen die Rechte

aus dem Versicherungsvertrag dem Versicherten zu. Die Aus-
händigung eines Versicherungsscheines kann jedoch nur der
Versicherungsnehmer verlangen.

(2) Der Versicherte kann ohne Zustimmung des Versicherungsneh-
mers über seine Rechte nur dann verfügen und diese Rechte
nur dann gerichtlich geltend machen, wenn er im Besitz eines
Versicherungsscheines ist.

§ 76
(1) Der Versicherungsnehmer kann über die dem Versicherten aus

dem Versicherungsvertrag zustehenden Rechte im eigenen Na-
men verfügen.

(2) Ist ein Versicherungsschein ausgestellt, so ist der Versiche-
rungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherten nur dann zur
Annahme der Zahlung und zur Übertragung der Rechte des
Versicherten befugt, wenn er im Besitz des Scheines ist.

(3) Der Versicherer ist zur Zahlung an den Versicherungsnehmer
nur verpflichtet, wenn dieser ihm gegenüber nachweist, dass
der Versicherte seine Zustimmung zur Versicherung erteilt hat.

§ 77
Der Versicherungsnehmer ist nicht verpflichtet, dem Versicherten
oder, falls über das Vermögen des Versicherten ein Insolvenzverfah-
ren eröffnet ist, dem Insolvenzverwalter beziehungsweise dem Treu-
händer der Gläubiger den Versicherungsschein auszuliefern, bevor er
wegen der ihm gegen den Versicherten in Bezug auf die versicherte
Sache zustehenden Ansprüche befriedigt ist. Er kann sich für diese
Ansprüche aus der Entschädigungsforderung gegen den Versicherer
und nach der Einziehung der Forderung aus der Entschädigungs-
summe vor dem Versicherten und dessen Gläubigern befriedigen.

§ 78
Soweit nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes die Kenntnis
und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeu-
tung ist, kommt bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die
Kenntnis und das Verhalten des Versicherten in Betracht.

§ 79
(1) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der

Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder eine
rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht
tunlich war.

(2) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des
Versicherten abgeschlossen und beim Abschluss das Fehlen
des Auftrages dem Versicherer nicht angezeigt, so braucht
dieser die Einwendung, dass der Vertrag ohne Wissen des
Versicherten abgeschlossen worden ist, nicht gegen sich gelten
zu lassen.

§ 80
(1) Ergibt sich aus den Umständen nicht, dass die Versicherung für

einen anderen genommen werden soll, so gilt sie als für eigene
Rechnung genommen.

(2) Ist die Versicherung für Rechnung "wen es angeht" genommen
oder ist sonst aus dem Vertrag zu entnehmen, dass unbe-
stimmt gelassen werden soll, ob eigenes oder fremdes Interes-
se versichert ist, so sind die Vorschriften der §§ 75 bis 79
anzuwenden, wenn sich ergibt, dass fremdes Interesse versi-
chert ist.


